Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2033 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

BK 4285/50 


Bonn, den 6. März 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bell*.: Anfrage Nr. 148 der Fraktion der SPD 

- Nr. 1710 der Drucksachen - Deutsche Dienst- 
kommandos bei den Besatzungsmächten 


Die Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Die GSO (German Service Organisation) ist 
eine Einrichtung der britischen Besatzungs- 
macht. Die dort schon seit langem vorhan- 
denen - ohne Beteiligung deutscher Stellen - 
geschaffenen Dienstgruppen waren bislang unter 
dem Namen GCLO (German Civil Labour 
Organisation) zusammengefaßt. 

Die GSO (früher GCLO) besteht aus Trans- 
port-, Arbeits- und Handwerkerabteilungen. 
Außerdem werden besondere Einheiten für 
Wachaufgaben gebildet. Die Angehörigen der 
Dienstgruppen leisten diese Dienste auf Grund 
der von ihnen freiwillig unterschriebenen 
Einstellungsbedin gungen. 

Die besonderen Wacheinheiten der GSO (GSO- 
Wachdienst) sollen sich aus Freiwilligen der 
GSO zusammensetzen. Da zur Zeit für jeden 
Bezirk gesonderte Lohnvergütungen festgesetzt 
sind, richtete die britische Besatzungsmacht an 
den Bundesminister der Finanzen und den 
Bundesminister für Arbeit die Bitte, nach 
Fühlungnahme mit den Gewerkschaften Vor- 
schläge für einheitliche Entlöhnung des GSO- 
Wachdienstes zu machen. 


In einer Besprechung in Wahner-Heide am 
8. Dezember 1950 haben die britischen Ver- 
treter auf die von den beteiligten Bundes- 
ressorts gestellten Fragen über Charakter und 
Aufgabenbereich des GSO- Wachdienstes fol- 
gende Auskünfte gegeben: 

Der GSO-Wachdienst sei eine rein zivile Orga- 
nisation. Er werde nicht für persönliche 
Schutzaufgaben, sondern lediglich für die 
Bewachung wichtiger Objekte in der Britischen 
Zone, z. B. von Depots, Werkstätten und 
militärischen Anlagen benötigt. Die Wachleute 
sollen uniformiert werden und - wenn nötig - 
im Dienst Waffen tragen. Der GSO-Wachdienst 
solle auf eine Stärke von 5000 bis 10000 
Mann gebracht werden. Er werde nur ältere 
Männer umfassen. Das Durchschnittsalter der 
Angehörigen der bisherigen GCLO betrage 
37 Jahre. Die bisherige Altersgrenze von 45 
Jahren könne überschritten werden. Es würden 
Verheiratete und Unverheiratete auf genommen 
werden. Die gesundheitlichen Anforderungen 
seien nicht sehr scharf. Die Bezahlung solle 
günstiger sein als in der bisherigen GCLO. 

Den beteiligten deutschen Gewerkschaften 
wurde der britische Wunsch auf Festlegung 
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einheitlicher Lohnsätze für den GSO- Wach- 
dienst übermittelt. Die Gewerkschaften haben 
sich ihre Stellungnahme Vorbehalten, aber bis 
heute nicht abgegeben. Nach einem an den 
Bundesministcr der Finanzen gerichteten Schrei- 
ben des Deutschen Gev/erkschaftsbundes vom 
20. Januar 1951 wollen sie erst die Stellung- 
nahme der Bundesregierung und des Bundes- 
tages zur Frage der Aufstellung dieser Orga- 
nisation abwarten. 

Die Aufstellung des GSO-Wachdienstes Hegt 
im deutschen Interesse. Zum Beispiel wird 
dadurch alliiertes Personal eingespart. Außer- 
dem ist die Regelung vorteilhaft für die 
auswanderungswilligen heimatlosen Ausländer, 
denen bisher der Wachdienst übertragen war. 

Zu der Anfrage ist im einzelnen folgendes 
zu bemerken: 

1. Wie ist die staatsrechtlidie, straf- und 
zivilrechtliche Lage der GSO? 

Da es sldi nach den Erklärungen der briti- 
schen Besatzungsmacht sowohl bei der GSO 
als auch beim GSO-Wachdienst um zivile 
Organisationen handelt, würden für die 
Angehörigen dieser Organisation an sich 
die gleichen Grundsätze gelten, die für die 
Beschäftigten bei den Besatzungsmächten 
allgemein Anwendung finden. Die Rechts- 
stellung der bei den Besatzungsmächten 
beschäftigten Arbeitnehmer ist In der Lite- 
ratur und Rechtssprechung weitgehend 
ungeklärt. Der Bundesminister der Finanzen 
hat den Alliierten Unterausschuß für Be- 
satzungskosten auf diesen Sachverhalt mehr- 
fach hingewiesen und am 17. Mai 1950 
einen im Zusammenhang mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und unter Billigung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes erstellten 

Vorschlag über die Rechtsstellung 
dieser Beschäftigten und die Zu- 
ständigkeit der deutschen Behörden 

überreicht. Eine Äußerung der Alliierten 
auf diesen Vorschlag ist bis heute nicht 
eingegangen. 


Um eine befriedigende Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen so bald wie mög- 
lich zu erreichen, hat die Bundesregierung - 
ohne die Klärung der grundsätzlichen Fragen 
der Rechtsstellung zunächst abzuwarten - 
Verhandlungen mit den beteiligten Gewerk- 
schaften über eine Kollektivregelung der 
Löhne und Arbeitsbedingungen für die 
Arbeitnehmer bei den Besatzungsmächten 
aufgenommen. Diese sind inzwischen abge- 
schlossen. Die Öffentlichkeit ist durch 
Pressenotizen über den Stand der einschlä- 
gigen Verhandlungen jeweils unterrichtet 
worden; ebenso ist der Alliierte Unter- 
ausschuß für Besatzungskosten laufend ins 
Bild gesetzt worden. Das gesamte Vertrags- 
werk ist nebst einer gemeinsamen Erklärung 
des Bundesministers der Finanzen und der 
Gewerkschaften gemäß Ziffer 2 e des 
Besatzungsstatuts mit Note des Bundes- 
kanzlers vom 15. Januar 1951 der Alli- 
ierten Hohen Kommission zur Genehmi- 
gung vorgelegt worden. 

Falls die Alliierte Hohe Kommission die 
erbetene Genehmigung erteilt, würden die 
Nachteile, die sich für die Beschäftigten bei 
den Besatzungsmäditen einschließlich des 
GSO-Wachdienstes aus der ungeklärten 
Rechtsstellung ergeben, praktisch beseitigt 
werden. Ob die Kollektivregelung auf die 
Angehörigen des GSO-Wachdienstes Anwen- 
dung findet, ist allerdings nach den bisher 
vorliegenden mündlichen Erklärungen der 
britischen Besatzungsmacht noch unsicher. 

Die Mitglieder der GSO und des GSO-Wach- 
dienstes sind und bleiben deutsche Staats- 
angehörige. Ihre straf- und sonstige zivilrecht- 
liche Lage richtet sich nach den allgemeinen 
deutschen und alliierten Vorschriften. Zivil- 
rechtliche Ansprüche aus dem Dienstver- 
hältnis sind nach Artikel 2 (b) des Gesetzes 
Nr. 13 der AHK (Amtsblatt der AHK 
S. 54) vor deutschen Arbeitsgerichten nur 
auf Grund einer allgemeinen oder in beson- 
deren Fällen erteilten Ermächtigung der 
Hohen Kommissare geltend zu machen; 
eine solche allgemeine Ermächtigung ist für 
die britische Zone durch die Anweisung Nr. 2 



der britischen Hohen Kommission vom 
26. September 1950 (Amtsblatt der AHK 
S. 619) erteilt worden. In strafrechtlicher 
Beziehung ist die Verfolgung von strafbaren 
Handlungen, die bei der Erfüllung von 
Pfliditen oder der Leistung von Diensten 
für die Besatzungsmacht oder in Verbindung 
damit begangen werden, den deutschen 
Gerichten auf Grund von Artikel 1 (b) 
III des Gesetzes Nr. 13 entzogen. In außer- 
dienstlicher Hinsicht unterliegen die bei den 
Besatzungsmächten beschäftigten Personen 
der deutschen Gerichtsbarkeit. 


2. Sind die Mitglieder dieser GSO ver- 
pfliditet, Befehlen Folge zu leisten, 
die unter Umständen gegen deutsdie 
Gesetze verstoßen? 

Es sind ganz allgemein und nicht nur be- 
schränkt auf die Ali gehörigen der GSO 
Fälle denkbar, in denen ein Befehl der 
Besatzungsmächte im Gegensatz zu einem 
deutsdien Gesetz steht oder bei einem 
deutschen Staatsangehörigen zu Gewissens- 
konflikten führen könnte. Würde die Aus- 
führung eines solchen Befehls verweigert, 
so könnten die Besatzungsgerichte auf Grund 
von Artikel 3 Ziffer 13 des Gesetzes Nr. 14 
der AHK (Am.tsblatt der AHK S. 59) die 
Beschäftigten zur strafrechtlichen Verant- 
wortung ziehen. 


3. Hat die Bundesregierung diese Fragen 
bereits zum Gegenstand von Verhand- 
lungen mit den Hohen Kommissaren 
gemacht? 

4. Welche Ergebnisse haben diese Ver- 
handlungen gehabt? 

Zu den Fragen 3 und 4 wiederholt die 
Bundesregierung ihren Hinweis, daß die 
Verhandlungen mit den Besatzungsmächten 
über diesen Fragenkomplex noch andauern. 

Ergänzend bemerke ich noch, daß auch in 
der amerikanischen Besatzungszone ähnliche 
Gruppen seit etwa einem Jahr in Gestalt der 
Labour Service Einheiten bestehen. Früher 
gab es außerdem die Industrie-Polizei, die 
bewaffnet und uniformiert war, sich aber nach 
Kenntnis der Bundesregierung aus nichtdeut- 
schen Staatsangehörigen, vorwiegend ver- 
schleppten Personen, zusammensetzte. Diese 
Industrie-Polizei ist dem Vernehmen nach in 
der Auflösung begriffen und wird nur ncxh 
im Rahmen von Lägern der IRO (International 
Recovery Organisation) verwandt. Nähere 
Einzelheiten sind der Bundesregierung von 
der amerikanischen Besatzungsmacht bisher 
nicht mitgeteilt worden. 
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von Gruppen, die mit der GSO verglichen 
werden können, nichts bekannt. 

Dr. Adenauer 
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